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VORLAGE

17/952
A05

An den 
Präsidenten des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 
Herrn Andre Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

Der Ministerpräsident 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

'1- Juli 2018 

die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen hat am 03. Juli 2018 beschlossen, dem 
Bundesrat den als Anlage beigefügten Antrag für eine 

Entschließung des Bundesrates - Bereitstellung der Mittel tür den 
Pakt tür den Rechtsstaat durch den Bund 

zuzuleiten. 

Bei der Übermittlung an den Präsidenten des Bundesrates habe ich gebeten, die 
Vorlage in die Tagesordnung der Sitzung des Bundesrates am 6. Juli 2018 
aufzunehmen. 

Ich bitte Sie, den Vorsitzenden des Hauptausschusses über diese Bundesratsinitiative 
des Landes zu unterrichten. 

Mit freundlichen Grüßen 

Armin Laschet 

Horionplatz 1 

40213 Düsseldorf 

Telefon 0211 837-01 

poststelle@stk.nrw.de 
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Bundesrat Drucksache 

Antrag 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Entschließung des Bundesrates - Bereitstellung der Mittel für den Pakt für den 

Rechtsstaat durch den Bund 

Der Bundesrat möge folgende Entschließung fassen : 

1. Der Bundesrat begrüßt, dass die Koal itionspartner auf Bundesebene einen Pakt 
für den Rechtsstaat angekOndigt haben. 

2. Der Bundesrat fordert den Bund auf, zeitnah die erforderlichen Schritte (insbe­
sondere auch zur finanziellen Unterstützung der bereits begonnenen Maßnah­

men der Länder) einzuleiten , um die Umsetzung des Pakts zu ermöglichen . 

Begründung: 

Der Koalitionsvertrag auf Bundesebene sieht unter X. 1. vor, dass zur Erhaltung der 
Hand lungsfähigkeit des Rechtsstaats ein Pakt zwischen dem Bund und den Ländern 
geschlossen wird . Bestandteil dieses Paktes sollen 2000 neue RichtersteIlen bei den 
Gerichten der Länder und des Bundes sowie entsprechendes Folgepersonal sein. 

Der angekündigte Pakt wird begrüßt. Die Gewährleistung eines funktionierenden 
Rechtsstaats im Bund und in den Ländern ist von zentraler Bedeutung für die Sicher­
heit, Fre iheit und Lebensqualität der Bürgerinnen und Bürger. Fllr einen handlungsfä­
higen Rechtsstaat sind auch die hierfür erforderlichen finanziel len Rahmenbedingun­
gen zu schaffen . 

Geboten ist. dass Vorkehrungen getroffen werden, damit die Verfahren auch zukünftig 
ohne Qualitätsverlust innerhalb angemessener Zeit erledigt werden können. Erforder­
lich ist eine persone11e und sachliche Ausstattung der Justiz, die mit den technischen 
Entwicklungen Schritt hält und den gestiegenen Anforderungen an die Justiz Rech­
nung trägt . Dies verlangt erhebliche Investitionen aufseiten der Länder, die für die Auf­
gabe der Rechtsprechung gemäß Artikel 92 GG grundsätzlich zuständig sind . 

Vielfach haben die Länder bereits namhafte Maßnahmen zur Verbesserung der Aus­
stattung der Justiz eingeleitet. Um allerd ings den von der Koalition vereinbarten Pakt 
für den Rechtsstaat umzusetzen, sind die Länder trotz aller eigenen Anstrengungen 
auf finanzielle Unterstützung durch den Bund angewiesen . Nur wenn Bund und Länder 
im gesamtstaatlichen Interesse zusammenwirken, kann der Rechtsstaat dauerhaft 
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handlungsfähig sein und das Vertrauen in die rechtsstaatliche Demokratie gestärkt 
werden, 

Der Bund wird vor diesem Hintergrund aufgefordert, zeitnah die notwenigen rechW· 
chen und haushalterischen Schritte einzuleiten , um die Umsetzung des Pakts zu er­
möglichen. 
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